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                  Zusammenfassung des Abschlussberichtes    - Anlage 2 -
zur Organisationsberatung 

„Rheinisches Sozialamt fit für die Zukunft“

Ausgangssituation und Zielsetzung

Mit der Zusammenführung der Zuständigkeiten „Hilfen zum Wohnen“ bei den Landschaftsverbänden als überörtliche Sozialhilfeträger wurde für das Rheinische Sozialamt ein grundlegender Veränderungsprozess eingeleitet.

Neben verschiedenen wichtigen Maßnahmen, die die zuständige Landesrätin zur Gewährleistung einer sach- und ressourcenschonenden Aufgabenerledigung bereits ergriffen bzw. initiiert hat, wurden die Conrad & Beck GmbH und das Unternehmen transfer beauftragt, eine Organisationsberatung im Rheinischen Sozialamt durchzuführen.

Ziel dieser Organisationsberatung ist die Unterstützung des eingeleiteten Veränderungsprozesses durch die Entwicklung eines umsetzungsfähigen Konzeptes für die Weiterentwicklung der Prozesse und Strukturen im Rheinischen Sozialamt sowie die Einleitung weiterer Maßnahmen zur Sicherstellung einer effektiven und effizienten Aufgabenerledigung. Gleichzeitig wird erwartet, dass 

· eine Hierarchieebene, bei angemessener Ausstattung der verbleibenden Hierarchieebene (Anzahl der Leitungsstellen), entfällt

· Entwicklungsmöglichkeiten für die Mitarbeiter/innen in der Sachbearbeitung der Eingliederungshilfe aufgezeigt werden

· Arbeits- und Kommunikationsbeziehungen im Amt und mit der Abteilung 71/40 „Realisierung von Einnahmen“ weiter entwickelt  werden

· die Stellen in der Eingliederungshilfe beschrieben, Anforderungsprofile abgeleitet und notwendige Unterstützungs- und Qualifizierungsbedarfe formuliert werden. 

Mit den Vorschlägen darf keine Ausweitung der Personalkosten gegenüber den derzeitigen Personalkosten im Amt 72 erfolgen.

Aktivitäten der Organisationsberatung

Unsere Untersuchungsaktivitäten bezogen sich auf die Erhebung der Ausgangslage (Bestandsaufnahme), die Analyse und Optimierung der Prozesse und Strukturen sowie der Beschreibung der Aufgaben und Rollen der Mitarbeiter/innen auf den unterschiedlichen hierarchischen Ebenen in der Eingliederungshilfe und den daraus resultierenden Anforderungen und Unterstützungs- und Qualifizierungsbedarfen.

Der gesamte Beratungsprozess wurde durch eine interne Projektkoordination unterstützt (Sicherstellung der Koordination und Kommunikation zwischen den Projektbeteiligten und den externen Berater/innen) und durch einen Projektlenkungsausschuss gesteuert (Erteilung von Projektaufträgen und Abnahme von Ergebnissen).

Unsere Ergebnisse im Einzelnen:

Ziele (Aufbau eines Berichtswesens/Controllings) (4.2)

In der „Rahmenvereinbarung Eingliederungshilfe Wohnen“ zwischen den kommunalen Spitzenverbänden und den beiden Landschaftsverbänden zur Verlagerung der Zuständigkeiten der ambulanten Leistungen der Eingliederungshilfe sind Ziele formuliert. 

In einem internen Prozess werden diese Ziele derzeit operationalisiert und Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung und zur vergleichenden Analyse definiert. Damit werden Grundlagen für ein wirksames Berichtswesen und Controllingsystem geschaffen.

Beraterseits werden unter Ziffer 4.2. ergänzende Vorschläge zur Operationalisierung der Ziele und zur Definition von Kennzahlen gemacht.

Kernprozess „Eingliederungshilfe Wohnen“ (4.3)

Auf der Grundlage einer Prozessanalyse werden Vorschläge gemacht, die den Qualitätsanspruch des Landschaftsverbandes Rheinland an eine

· wirksame Aufgabenerfüllung, durch eine konsequente Ausrichtung des Handelns an den Bedarfen der Menschen mit Behinderung und den Zielen der Eingliederungshilfe, unterstützen und die Position des Landschaftsverbandes Rheinland als Leistungs- und Kostenträger im Zusammenwirken mit den Leistungsanbietern verbessern. 

Hierzu gehören im Wesentlichen Vorschläge zur:

· Eingehenden Prüfung des Hilfebedarfs durch den Leistungs- und Kostenträger

· Rolle der Hilfeplankonferenz als beratendes und qualitätssicherndes Gremium

· Übernahme der Geschäftsführung für die Hilfeplankonferenzen und der Falleinbringung durch den Landschaftsverband Rheinland

· Festlegung der örtlichen Zuständigkeiten der Hilfeplankonferenzen

· Überprüfung der Zielerreichung aus der Hilfeplanung

· Durchführung von Qualitätskontrollen in den Einrichtungen.

· wirtschaftliche Aufgabenerfüllung, insbesondere durch die Reduzierung bzw. Optimierung von Schnittstellen (Bearbeiterwechsel), unterstützen. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Arbeitsorganisation in der Eingliederungshilfe als auch für die Zusammenarbeit mit anderen Organisationseinheiten im Amt 72 und mit der Abteilung 71/40 „Realisierung von Einnahmen“. 

Hierzu gehören im Wesentlichen Vorschläge zur:

· Zusammenführung der Eingliederungshilfen „Wohnen, Arbeit und Freizeit“ und Steuerung durch das Fallmanagement

· Anpassung der Geschäftsverteilung in der Eingliederungshilfe an die örtlichen Zuständigkeiten der Hilfeplankonferenzen

· weiteren Optimierung der Schnittstelle „Einnahme – Leistung“

· Rolle des Medizinisch psychosozialen Fachdienstes als interner Dienstleister für die Eingliederungshilfe

· DV-Unterstützung
Die Arbeit könnte erheblich effizienter gestaltet werden, wenn eine bedarfsorientierte, benutzerfreundliche und störungsfreie Technikunterstützung gewährleistet wäre. Sie würde zu einer spürbaren Entlastung in der Sachbearbeitung führen.

· Aktenumlauf
Der Aktenumlaufes bleibt dennoch eine Schwachstelle in der Arbeitsorganisation. Dieser Schwachstelle kann wirksam mit der Einführung der „elektronischen Akte“ begegnet werden. Wir unterstützen daher die Bemühungen der Landschaftsverbandes bzw. des Fachdezernates zur Einführung der „elektronischen Akte“ nachdrücklich.

Die vorgenannten Vorschläge können i. d. R. nicht zum Nulltarif umgesetzt werden:

Die Umsetzung bedingt, dass

· die Kompetenzen der Mitarbeiter/innen auf allen Ebenen des Amtes 72 (Führungs- und Sachbearbeiterebene) weiterentwickelt werden.

Unter Ziffer 4.7 „Personalentwicklung“ werden entsprechende Vorschläge zur systematischen Weiterentwicklung der Kompetenzen gemacht. 

· gegenüber der derzeitigen Praxis die Sachbearbeitung umfangreicher und anspruchsvoller gestaltet wird (Steigerung in der Qualität und Quantität).

Dies gilt insbesondere für die intensiven Prüfungen des Hilfebedarfs, die Übernahme der Geschäftsführung für die Hilfeplankonferenzen und die systematischen Überprüfungen der Zielerreichung. 

Ob mit den Vorschlägen zur wirtschaftlichen Aufgabenerfüllung der offensichtliche Mehraufwand in der Eingliederungshilfe kompensiert wird, kann zum derzeitigen Zeitpunkt nicht beantwortet werden, da

· Aussagen zum notwendigen quantitativen Stellenbedarf nicht zum Auftrag der Organisationsberatung gehören

· Es abzuwarten bleibt, wann und wie insbesondere die DV-Unterstützung und der Aktenumlauf optimiert werden können.

Weitere Prozesse (4.4)

Für spezielle Aufgaben, die im Rahmen der Eingliederungshilfe und darüber hinaus wahrgenommen werden, werden zur effektiven und effizienten Aufgabenwahrnehmung Optimierungsvorschläge gemacht, wie z.B.:

· Spezialisierung und Zusammenfassung aller Aufgaben nach § 72 BSHG in eine Organisationseinheit

· Spezialisierung und Zusammenfassung der Aufgaben Hauptantrag „Hilfsmittel“ und Hochschulangelegenheiten in eine Organisationseinheit.

Erkenntnisse für die Produktorientierung (4.5)

Im Hinblick auf die Einführung des Neuen Kommunalen Finanzmanagement (NKF) hat der Landschaftsverband Rheinland eine Produktstruktur entwickelt.

Im Rahmen der Organisationsberatung haben wir die Aussagen zur Prozessoptimierung mit unseren Kenntnissen zur entwickelten Produktstruktur abgeglichen.

Unter Berücksichtigung, dass die Vorschläge zur Prozessoptimierung umgesetzt werden, kann festgehalten werden,

· die entwickelte Produktstruktur ist nachvollziehbar

· die Produkte „Asylbewerberleistungsgesetz“ und „Darlehensverwaltung“ sollten überprüft werden.

Neue Strukturen (4.6)

Auf der Grundlage der Ergebnisse der Prozessoptimierung wurde der nachfolgende Strukturvorschlag entwickelt.
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Der Strukturvorschlag ist gekennzeichnet durch:

· die Formulierung klarer Zuständigkeiten in der Aufgabenwahrnehmung (Aufteilung in interne und externe Dienstleister)

· eine Trennung der Aufgaben der Eingliederungshilfe im engeren Sinne und der spezialisierten Aufgaben (Sonderbereiche)

· die regionale Aufteilung der Eingliederungshilfe in fünf Regionen

· die Berücksichtigung lediglich einer Leitungsebene unterhalb der Amtsleitung

· Leitung MPD

· Leitung Rechtsdienst

· Leitung Eingliederungshilfe in fünf Regionen

· Leitung Sonderbereiche

Damit sind zusammen mit der Amtsleitung insgesamt 10 Leitungsstellen vorgesehen. Bei ca. 180 Stellen bedeutet das eine Leitungsspanne von durchschnittlich 18 Stellen. Dies ist angemessen, wenn man dem derzeitigen fachlich - wissenschaftlichem Anspruch an Führung, sich verstärkt um Führungsaufgaben im eigentlichen Sinne zu kümmern, folgt. Unter Ziffer 4.7 „Personalentwicklung“ wird dies näher betrachtet.

Nach der derzeitigen Praxis gibt es unterhalb der Ebene „Amtsleitung“ zwei zusätzliche Leitungsebenen mit rd. 19 Leitungsstellen.

Arbeitsorganisation (4.6)

Innerhalb der einzelnen Leitungsbereichen ist vorgeschlagen, die Sachbearbeitung in Teams zu organisieren.
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Unter einem Team verstehen wir eine Gruppe von Mitarbeiter/innen mit unterschiedlichen Qualifikationen,

· die im Rahmen der Leistungserstellung zusammenarbeiten

· fach- und ergebnisverantwortlich sind

· innerhalb des Teams keine weiteren Hierarchien haben.

Die regionalisierte und generalisierte Aufgabenerledigung in der Eingliederungshilfe erfordert die Einrichtung von Expertenrollen, damit jederzeit eine einheitliche, fachlich und rechtlich korrekte Aufgabenerledigung gewährleistet ist. Diese Expertenrollen sollten i. d. R. auf der Sachbearbeiterebene angesiedelt werden. Damit werden neben den quantitativ eingeschränkten Führungskarrieren Entwicklungsperspektiven auf der Sachbearbeiterebene vorgehalten. Führungskräfte, die diese Rolle bisher wahrgenommen haben, werden entlastet und können diese Ressourcen für ihre eigentlichen Führungsaufgaben nutzen.

Diese Form der Arbeitsorganisation (Teams und Experten) führt zu einer Produktivitätssteigerung durch die Nutzung von Synergieeffekten und der Steigerung der Arbeitszufriedenheit.

Für den Aufgabenbereich der Eingliederungshilfe ist folgende Teamzusammensetzung vorgesehen:

· Fallmanager/in mit Erfahrung und Übernahme einer Mentorenfunktion (Einarbeitung und Begleitung neuer Mitarbeiter/innen im Fallmanagement) bzw. Expertenrolle

· Fallmanager/in

· Sachbearbeiter/in „Sozialhilfe“

Die differenzierte Aufteilung der Sachbearbeiterstellen eröffnet bei entsprechender Bewertung für die Mitarbeiter/innen des gehobenen Dienstes Entwicklungsperspektiven. Nach unseren Erfahrungen sind für die Fallmanager/innen Bewertungen von A 11 bis A 12 (mit Erfahrung) realistisch. Die Sachbearbeiterstellen „Sozialhilfe“ sollten auf den unteren Ämtern bzw. Besoldungsgruppen des gehobenen Dienstes angesiedelt werden.

Personalentwicklung (4.7)

Die bisher eingeleiteten Veränderungsaktivitäten und die im Rahmen der Organisationsberatung zusätzlich aufgezeigten Veränderungsnotwendigkeiten machen deutlich, dass dieser Entwicklungsprozess im Rheinischen Sozialamt hohe Anforderungen an die dort arbeitenden Mitarbeiter/innen stellt.

Personalentwicklung ist in diesem Zusammenhang Voraussetzung für eine lern- und damit zukunftsfähige Organisation.

Im Rheinischen Sozialamt müssen, um den Weg der Veränderung erfolgreich gehen zu können,

· Akzeptanz für die neuen Aufgaben und Rollen auf den unterschiedlichsten Ebenen (wie z. B. Führung und Fallmanagement) geschaffen

· Veränderungsbereitschaft gestärkt

· Motivation gefördert

· Teamfähigkeit entwickelt

· Lernen Einzelner und der Gesamtorganisation gesteigert

· dienstleistungs- und kundenorientiertes Denken gefördert

· Verantwortungsbewusstsein (weiter)entwickelt werden.

Führung

Im Rahmen der Organisationsberatung haben wir die Führungsaufgaben in einer Stellenbeschreibung festgehalten und ein Anforderungsprofil abgeleitet. Zudem ist es notwendig, ein gemeinsamen Verständnisses zur Führung und Zusammenarbeit (Führungsleitlinien) zu entwickeln. Dies gibt den Führungskräften und Mitarbeiter/innen Orientierung und Sicherheit. 

· Führungskräfte wissen, was von Ihnen erwartet wird. 

· Mitarbeiter/innen wissen, was sie von Ihren Führungskräften erwarten, aber auch einfordern können. 

Das übergreifende Personalentwicklungskonzept des Landschaftsverbandes Rheinland sieht die Verabschiedung von Führungsleitlinien bereits vor. Das Amt 72 sollte diese Leitlinien als Basis nutzen und sie für die eigene Führungsphilosophie auf Ergänzungs- bzw. Differenzierungsbedarf prüfen.

Damit der formulierte Führungsanspruch (Verhaltungserwartungen) auch realisiert wird, sollte ein Führungsfeedback eingeführt werden. Die Umsetzung von Verhaltenserwartungen ist dann am größten, wenn sie überprüft bzw. kontrolliert werden. Es wird vorgeschlagen, einmal jährlich das Führungsverhalten durch eine anonymisierte Befragung der Mitarbeiter/innen zu erheben und mit den jeweiligen Führungskräften auszuwerten.

Die Führungskräfte brauchen aber auch Unterstützung, weil man Führung nicht von „der Pieke“ auf“ gelernt hat. Dies gilt insbesondere für den Veränderungsprozess. Deshalb sollte ihnen die Möglichkeit eingeräumt werden, ein professionelles Coaching in Anspruch nehmen zu können.

Führungskräfte sind für das Gelingen des Veränderungsprozesses kritischer Erfolgsfaktor. Führung muss also funktionieren! In der Umsetzung kann sich zeigen, dass die / der Eine oder Andere mit diesen Ansprüchen überfordert ist. Das ist sowohl für den Einzelnen als auch für die Organisation unbefriedigend. Damit solche unbefriedigende Situation aufgelöst werden können, wird empfohlen, Führungsfunktionen auf Zeit zu vergeben.

Sachbearbeiterebene

Die Aufgaben der Fallmanager/innen und Sachbearbeiter/innen  „Sozialhilfe“ sind ebenfalls in Stellenbeschreibungen festgehalten und Anforderungsprofile abgeleitet. Neben den Führungskräften spielen die Fallmanager/innen eine weitere Schlüsselrolle für die Umsetzung des Konzeptes. Die Anforderungsprofile zu diesen Stellen zeigen völlig neue geforderte Qualitäten in der Fallbearbeitung auf. Die wenigsten Mitarbeiter/innen, die künftig im Fallmanagement arbeiten sollen, verfügen derzeit über hinreichende Kompetenzen im Sinne der formulierten Anforderungsprofile. Sie müssen durch geeignete Qualifizierungsmaßnahmen geschaffen werden. Zudem sollte die Besetzung der entsprechenden Stellen mit Sorgfalt und Sensibilität über ein strukturiertes Personalauswahlverfahren erfolgen.

Die Qualifizierung der Fallmanager/innen sollte modular aufgebaut sein und neben der Vermittlung von Methoden und Techniken (Handwerkszeug) eine Veränderung der Haltung (innere Einstellung) bewirken.

Folgende Inhalte sollten sich in der modularen Qualifizierung wiederfinden:

· Behinderungsspezifische Grundlagen

· Gestaltung von (Erst-)Kontakten und „Anamnesegesprächen“

· Erarbeitung von Zielen mit behinderten Menschen

· Gesprächsführung, Verhandlungstechnik, Rhetorik im Umgang mit Leistungsanbietern

· Professionelle Handhabung der Instrumente „Hilfeplan und Hilfeplankonferenz“

· Fallbesprechung und kollegiale Beratung.

Weitere notwendige Bausteine der Personalentwicklung

Teamentwicklung

Eine optimale Teamarbeit kann man nicht verordnen. Die Findung eines Teams bis hin zu einer leistungsfähigen Zusammenarbeit ist ein Prozess, der in Phasen verläuft und den Führungskräfte aktiv steuern müssen.

Das Mitarbeitergespräch

Das jährliche Mitarbeitergespräch ist essentieller Bestandteil moderner Führung. Der Landschaftsverband Rheinland hat das Mitarbeitergespräch vor geraumer Zeit flächendeckend eingeführt. Es ist auffällig, dass die Durchführung der Gespräche mit Dezernat 7 rückläufig ist. Das Mitarbeitergespräch sollte wieder aktiviert werden.

Gesundheitsmanagement

Das Rheinische Sozialamt hat gegenwärtig einen hohen Krankenstand zu verzeichnen. Neben der Verantwortung (Fürsorgepflicht), die der Arbeitgeber für die Mitarbeiter/innen trägt, ist dies auch eine ressourcenverzehrende Tatsache. Dies zeigt Handlungsnotwendigkeiten auf. Führungskräfte sind gehalten, dies als ihre Aufgabe anzusehen. Gesundheitsmanagement leistet einen nicht unerheblichen Beitrag zur Senkung der Personalkosten.

Kosten und Nutzenbetrachtung des Konzeptes (5)

Aufwand und Nutzen

Die Vorschläge aus der Organisationsberatung für die Neuorientierung der Eingliederungshilfe werden, 

· für den Landschaftsverband Rheinland, insbesondere für das Dez. 7 und das Amt 72 viel Arbeit bedeuten:

Mitarbeiter/innen auswählen, umsetzen, Mitarbeiter/innen qualifizieren, 
Struktur voraussetzungen schaffen usw.

· für Bewegung in der Verwaltung sorgen:

MitarbeiterInnen werden Erwartungen, Befürchtungen haben.

· für den Landschaftsverband Rheinland finanziellen Aufwand bedeuten:

Es steht ein erheblicher Qualifizierungs- und zusätzlicher Beratungsbedarf an. Darüber hinaus sollte die Technikunterstützung und anderes mehr optimiert werden.

Die Vorgabe, dass mit der Umsetzung der Vorschläge die derzeitigen Personalkosten des Untersuchungsbereichs nicht überschritten werden dürfen, kann dagegen eingehalten werden.

Warum sollte der Landschaftsverband also diese Vorschläge umsetzen?

Diese Vorschläge wurden erstellt, weil alle Beteiligten davon ausgehen, dass mit der Neuorientierung erheblicher Nutzen verbunden ist:

· für die Menschen, insbesondere in der Realisierung bedarfsorientierter Eingliederungshilfen (Qualität für Menschen)

· für den Landschaftsverband Rheinland durch Reduzierung der Eingliederungshilfelasten.

Kritische Erfolgsfaktoren für das Gelingen des Konzeptes

Es ist festzuhalten, dass dieses Konzept an sich von vier kritischen Erfolgsfaktoren geprägt wird

· Kommunikation nach außen (Partner/innen der Eingliederungshilfe)

Hierzu gehören die klare Kommunikation der Rolle des Landschaftsverbandes Rheinland auf allen Ebenen und die Gestaltung der Zusammenarbeit nach einheitlichen Kriterien.

· Gestaltung der Fallsteuerung

Die wirksame Umsetzung der Instrumente der Fallsteuerung, wie individuelle Hilfeplanung, Hilfeplankonferenzen, Berichtswesen/Controlling und der Produktorientierung (NKF) ist wesentlicher Bestandteil einer guten Fallsteuerung.

· Wahrnehmung der Führung im Sinne der o.a. Vorschläge.

· Klärung der Personalbedarfssituation

Die Umsetzung der Vorschläge führt im Bereich der Eingliederungshilfe insgesamt zu einem Mehraufwand in der Sachbearbeitung.

Die derzeitige Stellenausstattung der Eingliederungshilfe wird von den Führungskräften und Mitarbeiter/innen des Amtes als nicht ausreichend beurteilt. Dies muss auch vor dem Hintergrund eines hohen Anteils an Krankheitstagen gesehen werden. Wenngleich es dafür auch unterschiedliche Gründe gibt, kann der Aspekt einer möglichen Überlastung nicht außer Acht gelassen werden.

Eine wirksame Fallsteuerung durch den Landschaftsverband Rheinland braucht entsprechende Instrumente aber auch ausreichende Ressourcen.

Wir unterstützen daher die Forderung der Landesrätin, nach der Umsetzung der Vorschläge eine Stellenbemessung durchzuführen. Die derzeitigen Stellenbemessungskriterien (Fallzahlraten) entsprechen schon heute und erst recht nach Umsetzung der Vorschläge nicht den Anforderungen.

Im Vorfeld dieser Organisationsuntersuchung sollte zunächst auf eine Stellenreduzierung, insbesondere bedingt durch den Wegfall einer Hierarchieebene weitgehend verzichtet und die Stellen der Eingliederungshilfe zugeordnet werden.
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